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Die Stimmbeteiligung a m 9. Februar war mitnichten ei n Ausreisser · 

VON ALAN CASSIDY ·················································································· 

arteien und Medien reagier
ten besorgt und erstaunt, als 
die Vox-Analyse diese Woche 
aufzeigte, dass n ur 17 Prozent 
der unter 30:Jahrigen an der 

Abstimmung über die Masseneinwande
rungsinitiative teilnahmen. Doch eine 
Auswertung von 45 Abstimmungen sei t 
2000 durch das Institut GfS Bern zeigt: 
Bei mehreren Urnengãngen war die 
Stimmbeteiligung in dieser Altersgrup-
pe noch tiefer. · . 

An drei Abstimmungssonntagen in 
den vergangenen zwei.Jahren blieben 90 
Prozent zu Hause - ohne dass dies da
mais debattiert worden ware. Es handel
te sich um folgende Vorlagen: 
> 9 Prozent betrug die Beteiligung, als 
über das Passivrauchen abgestimmt 
wurde. Auch die Vorlage über die Ju
gendmusikfõrderung .vermochte die 
unter 30:Jahrigen nichl: zu mobilisie-

ren. Die Beteiligung der über 30:Jahri
gen: 51 Prozent. 
> 10 Prozent der Jugendlichen gingen an 
die Urne, als über die Abzocker-Initiative 
von Thomas Minder abgestimmt wurde, 
di e jahrelang in d en Medi en hitzig debat
tiert wurde. Gleichentags kam die Fami
lieninitiative der SVP an die Urne, welche 
diejunge Generation direkt betraf. 
> U Prozent machten vom Stimmrecht 
Gebrauch, als die Initiative für eine 
Volkswahl des Bundesrates sowie die 
Verscharfung des Asylrechts vors Volk 
kamen. Beides Themen, die nicht beson
ders komplex waren. 

Die Werte der vergangenen zwei.Jah
re sind historisch tief, der Rückwarts
trend begann aber bereíts · fiüher. Zum 
letzten Mal mehr als 30 Prozent der Ju
gendlichen gingen 2006 an díe Urne, bei 
der Asylrechts-Vorlage des damaligen 
Bundesrats Christoph Blocher. Zum letz
ten Mal mehr als 40 Prozent nutzten ihr 
Stimmrecht bei den Einbürgerungs-Vor-

Di e Scheidungsquote in der Schweiz sinkt a'uf 41,3 Prozent 

Y9.~ .. F.':\.B..1.~N!':I.P~I~P.I\!........................................ · Innerrhoden und Graubünden sind es 
CHRIS l SEU weniger als 1,5. Am schlechtesten halt das 

lagen 2004. Besonders frappant ist das 
Desinteresse bei europapolitischen The
men. An der EWR-Abstimmung 1992 hat
ten sich noch 73 Prozent der unter 30:Jah
rigen beteiligt. 

NUN FORDERN POLITIKER Gegenmassnah
men. «Wir müssen mehr Junge dazu 
bringen, eine politische Karriere einzu
schlagen», sagt Pierre Maudet, Genfer 
FDP-Regierungsrat und Prasident der Eid
genõssischen Jugendkommission. Die 
Universitaten sollten.dazu mit dem Auf
bau von speziellen Ausbildungsgãngen 
beginnen. Eine Starkung der politischen 
Grundbildung an der Schule yerlangt der 
Schaffhauser FDP-Bildungsdirektor Chris
tian Amsler, Prasident der Deutsch
schweizer Erziehungsdirektoren. <<Auch 
di e Schule m us s ihren Be'itrag zur Verbes
sehmg der Situation leisten und Demo
kratie und Staatsverstandnis unbedingt 
wieder mehr in den Unterricht einflies
sen lassen.>> · > SEITEN 2/3 

Irland erldart 
die Schweiz 
zum Zielmark_t 

DER WEGZUG des Ól-Multis Weatherford 
nach Irland soll nur der Anfang sein. 
Denn díe Grüne Insel wittert in der 
Schweiz die Chance, weitere internatio
nale Grosskonzerne für eínen Umzug zu 
gewinnen. «Die Schweiz ist ein Schlüssel-



SVP sagt kiar Ja 
zum Gripen-Kauf 
NÃFELS GL Die Delegierten der 
SVP sagten an ihrer Versammlung 
in Nãfels G l mit nur einer Gegen
stimme Ja zum Kauf des Kampf
flugzeugs Gripen. Verteidigungs
minister Ueli Maurer hatte vor der 
Abstimmung noch einmal für den 
Gripen geworben. Ohne Gegen
stimme sagten di e SVP-Delegier
ten Nein zum Mindestlohn. Die 
Argumente von Berner SP-Natio
nalrat Corrado Pardini, der für di e 
Lohnuntergrenze von 4000 Fran
ken warb, fand kein Gehõr. (RED) 

BDP-Prasident wettert 
gegen SVP-Inserate 
LUZERN Die Delegierten der BDP 
diskutierten an ihrer Versammlung 
in Luzern über das J a zur Massen
einwanderungsinitiative. Prasident 
Martin Landolt verurteilte in seiner 
Rede Teile der Kampagne der Ein
wanderungsgegner scharf. Er 
sprach l aut d em verbreiteten Rede
text i m Bezug auf di e Kampagne 
des «Egerkinger Komitees» un d das 
lndianer-lnserat d er SVP Aargau 
von «nachweislich nationalsozialisti
scher Rhetorik». Die Delegierten 
sagten schliesslich J a sowohl zur 
Beschaffung des Gripe n als auch 
zur Padophilen-lnitiative und zur 
Hausarztmedizinvorlage. (RIP) 

Unke protestieren gegen 
rechte Mini-Demo 
ST. GALLEN Nach de r abgesagten 
Anti-«Kuscheljustiz»-Demo» am 
letzten Samstag in Bern versam
melten si eh nu n ru n d e in Dutzend 
Personen aus d em rechten Lager 
a m Bahnhof St. Gallen und protes
tierten gegen d en Bundesrat un d 
gegen eine schleppende Umsetzung 
der Ausschaffungsinitiative. Der 
Mini-Aufmarsch d er Rechten veran
lasste rund 150 Personen, gegen 
Rassismus un d rechte Hetze zu de
monstrieren. (RED) 

Schwule und Lesben 
wollen heiraten 
BERN Di e Schwulen- und Lesbenor
ganisationen d er Schweiz bekraftig
ten an ihrem Kongress am Samstag 
di e Forderung na eh ei n er zivilen Ehe 
für Homosexuelle. Si e beschlossen 
di e CVP-lnitiative zur Abschaffung 
d er «Heiratsstrafe» zu bekampfen, 
weil si e ei nen veralteten und diskri
minierenden Ehebegriff gesetzlich 
festschreibe. Di e Delegierten spra
chen si eh für di e lnitiative «Eh e für 
a li e» aus. Bisher dürfen Homosexu
elle lediglich ei ne «eingetragene 
Partnerschaft» eingehen. (RED) 

WETTER 

Sonniger Sonntag 
Vor allem entlang d er 
Voralpen muss man am 
Sonntagmorgen noch mit letzten 
Schauern rechnen. lnTeilen Mittel
bündens ist es bereits trocken ...... 48 
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8. Februar 2009 
Personenfreizügigkeit 

Wie si eh eine Generation aus C 
Direkte Demokratie in der Krise: Seit Jahren erodiert die Stimmbeteiligung bei den unt1 

Junge Schweizer verfolgen 
Politik zunehmend sprunghaft 
und ereignisgetrieben. Über 
soziale Medien verfolgen si e 
Proteste im Ausland und neh
men selbst an Demos teil - aber 
abstimmen gehen si e ni eh t. 

Y.9.~ .. ~.~.~~ .. ÇA~.~!.I?.Y. ........................................... . 

a stand er nun, der deut
sche Bundesprãsident Joa
chim Gauck, und sagte 
einen Satz, der in der 
Schweiz einem Sakrileg 

gleichl<ommt: Die direkte Demokratie 
berge auch Gefahren, nãmlich dann, 
wenn Bürger über hochkomplexe Ge
schãfte zu entscheiden hãtten. Die Em
põrung war so gross wie berechenbar. 
Ein auslãndisches Staatsoberhaupt, das 
auf Staatsbesuch das politische System 
des Gastlands kri.tisiert: Das ist zumin
dest ungeschid<t. 

Keine zwei Tage spãter zeigte sich al
lerdings, dass sich tatsãchlich Schatten 
über das Schweizer Staatswesen gelegt 
haben. Nur sind es ganz andere, als 
Gaud< gemeint hatte. Die Analyse der 
Volksabstimmungen vom 9. Februar, die 
am Donnerstag verõffentlicht wurde, 
brachte Verstõrendes ans licht: Gerade 
eirnnal 17 Prozent der unter 30:Jãhri.gen 
gingen stimmen - und das, obwohl es 
sich bei der Masseneinwanderungsini
tiative um eine der wichtigsten Abstim
mungen der letztenJahre handelte. 

DER FAKTISCHE BOYKOTT wirft die Frage 
auf, wie gesund ein politisches System 
ist, aus dem sich eine ganze Bevõlke
rungsgruppe verabschiedet hat. Erstau
nen sollte die tiefe Beteiligung aber 
nicht. Seit Jahren nimmt der Anteil der 
stimmabstinenten 18- bis 30-Jãhri.gen zu, 
wie eine Auswertung des Instituts GfS 
Bem zeigt. Noch 1992 gingen 73 Prozent 
dieser Altersgruppe an die Ume, als es 
um den EWR-Beitritt ging. Seither ist die 
Beteiligung dramatisch erodiert. 

Den Tiefpunl<t erreichte sie mit 9 
Prozent bei der Abstimmung vom Sep
tember 2012. Die Themen damals: Pas
sivrauchen, Wohnen im Alter und Ju
gendmusikfórderung. 10 Prozent der 
Jungen rafften sich auf, um am 8. Febru
ar 2009 über die Personenfreizügigkeit 
abzustimmen. 10 Prozent waren es auch 
bei der Abstimmung über die Abzocker
Initiative. Besonders augenfãllig ist das 
schwindende Interesse an europapoliti
schen Themen. «Das Generationenpro
jel<t Europa ist nicht mehr», schreibt der 
Politologe Oaude Longchamp. 

W er nach Gründen fiir das Desinter
esse der Jungen sucht, hõrt viele Allge
meinplãtze und Floskeln. «Wohlstands
müdigkeib>, stellen die einen fest, «Ver
unsicherungl> die anderen. Und immer 
wieder lautet die Erklãrung: Das politi
sche Interesse nehme bei der U-30-Gene
ration allgemein ab. Doch stimmt das 
wirklich? Vieles deutet darauf hin, dass 
sich vielmehr die Art und Weise verãn
dert, wie junge Menschen Politik verfol
gen: Sie machen es getrieben von der Al<-

tualitát und Ereignissen, und sie ma
chen es so sprunghaft, wie heute auch 
die Politberichterstattung der Medien 
daherkommt. 

Nirgends zeigt sich dieser neue Um
gang mit Politik deutlicher als in d en so
zialen Medien. Junge Schweizerinnen 
und Schweizer verfolgen über ihre Face
book-Freunde mit Entsetzen, wie die Po
lizei in Istanbul Gummigeschosse und 
Trãnengas in die Menge im Gezi-Park 
feuert. Sie teilen Links mit Videoclips, 
die demonstrierende Studenten auf d em 
Maidan-Platz in Kiew zeigen. Sie verbrei
ten und kommentieren Artikel, in de
nen sich Abzocker-Schreck Thomas Min
der für die Masseneinwanderungsinitia
tive ausspricht. Doch am Abstimmungs
sonntag bleiben si e lieber zu Hause. 

VERÃNDERT HAT SICH auch die Einstel
lung zu Protesten und Demonstratio
nen. «Die junge Generation sieht darin 
heute mehrheitlich eine legitime Form 
der politischen Partizipatiom, schri.eben 
vor wenigen Jahren die Autoren der Eid-

Z u kompliziert, zu viel Stress, Ferien und Militar 
Das sind di e Argumente un d Ausreden. warum junge Leute a m 9. Februar nicht abstimmen gingen 

Kira (20), 
lnformatikerin 

~ 
"' ~ 
'il' 

~ 
"' Q 
z 
~ 

l 

A m 9. Februar ging i eh nicht ab
stimmen, weil ich keine Lust dazu 

hatte. Politik bedeutet immer nu r 
Stress. Stimmst du ja, sind di e ei nen 
wütend, stimmst du nein, sin d es di e 
anderen. l eh b in für Toleranz un d will 
solche Streitereien nicht. Als ich noch 
nicht stimmen konnte, interessierte 
ich mich noch für Politik. Doch dann 
merkte i eh, dass es immer nu r Ãrger 
gibt. Mit d er Politik ist es fast schon so 
wie mit d er Religion.» 

Riccardo (21), 
Drucker 

li Wir diskutierten in d er Familie. l eh 
'-'- und meine Mutterwollten nein 
stimmen, d er Vater ja. Schlussendlich 
sind wir alle nicht hingegangen. Es 
hatte si eh ja ohnehin einigermassen 
ausgeglichen.» 

li Die Abstimmung habe ich gar nicht 
'-'- richtig mitbekommen. l eh stimme 
nur, wenn mei n Vater mir das Stimm
couvert hinlegt und es auch mit ins 
Stimmlokal bringt. Manchmal sagt er mir 
auch gleich, was ich stimmen soll.» 

Valentina (22), 
Kinderbetreuerin 

li Die Stimmunterlagen sind zu 
'-'- kompliziert. Un d i eh ha be keine 
Zeit alles zu lesen. Das sollte al les kür
zer un d klarer sein. l eh würde eh er ab
stimmen, wenn i eh vom Smartphone 
aus mei ne Stimme abgeben konnte.» 

Jonathan (26), 
Allrounder 

l l l eh finde es gut, dass ma n ab
'-'- stimmen kan n. Selber gehe i eh 
aber nicht h in. Politik interessiert mich 
nicht. l eh würde auch nicht stimmen, 
wenn i eh mei ne Stimme online abge
ben kõnnte.» 

l l l eh war i m Militar. Deshalb ist mir 
'-'- di e Abstimmung untergegangen. 
l m Nachhinein ha be ich m i eh se h r gear
gert, denn ich hatte dagegen gestimmt. 
Online-Abstimmungen würden m eh r 
Junge anziehen.» 

l l l eh war in d en Ferien, gehe aber 
'-'- auch sonst selten abstimmen. l eh 
will nicht über Dinge abstimmen, wenn 
i eh nicht 100-prozentig informiert b in. 
Un d i eh ha be Besseres zu tun, als al le 
Vor- und Nachteile zu recherchieren.>> 



9. Februar 2014 
Gegen Masseneinwanderung 

29. November 2009 
3. Mãrz2013 

13. Februar 2011 
Waffenschutzinitiative 

7. Mãrz2010 
Mindestumwandlungssatz 23. September 2012 

Passivrauchen 

22. September 2013 
Aufhebung Wehrpflicht 

l er Demokratie verabschiedet 
:er 30-Jahrigen. Nu n setzt di e Politik auf di e Schulen 

genõssischen Jugendbefragungen. Und 
tatsãchlich musste man schon ziemlich 
gut weghõren, um die politische Bot
schaft der Jugendlichen zu ignorieren, 
die sich im Juni 2012 zur «Tanz dich 
frei»-Demo trafen. Was sich an jenem 
Wochenende in der Stadt Bern entlud, 
war der Frust über immer mehr Vor
schriften, Reglemente, Bewilligungs
pflichten - nicht nur im Nachtleben, 
sondern im Leben überhaupt. Sieht so 
Politikverdrossenheit aus? 

Auf der Strecke bleibt bei einer epi
sodischen Beschãftigung mit Politik das 
langfristige Engagement für das õffentli
che Leben. Dies bedroht das Schweizer 
Milizsystem im Kern. Schon heute ste
hen die Gemeinden vor der Situation, 
dass sie Zehntausende Ãmter besetzen 
müssen, vom Schul- bis zum Gemeinde
rat. Mit Sorge stellen Politiker fest, dass 
besonders die 3ü- bis 45-Jãhrigen in der 
Gemeindepolitik zunehmend fehlen. 
«Wrr sind daran, unsere besten Jahrgãn
ge zu verlieren», sagt der Aargauer SP-Re
gierungsrat Urs Hofmann. 

An diesem Punkt will Pierre Maudet 
ansetzen. Das Milizsystem sei schon lan
ge unter Drud-. sagt der Genfer FDP-Re
gierungsrat und Prãsident der Eidgenõs
sischen Jugendkommission. Um es zu 

Niemand wird als 
Demokrat geboren.» 

CHRISTIAN AMSLER, PRi\SIDENTEN DER DEUTSCH
SCHWEIZER ERZIEHUNGSDIREKTOREN. 

retten, sollten junge Politiker gezielt ge
fôrdert werden - mit speziellen Ausbil
d ungsgãngen an d en Universitãten. <<WIT 
müssen mehr Junge dazu bringen, eine 
politische Karriere einzuschlagen.» 

Auf der Suche nach Lõsungsvor
schlãgen überwiegt jedoch bei vielen Po
litikern und Parteien die Hilflosigkeit. 
Das zeigen die Vorschlãge, die diese Wo-

eh e ventiliert wurden. Ein Stimmzwang, 
wie ihn die Jungsozialisten fordern? Das 
würde all j ene Jugendlichen bestãtigen, 
für welche die Beschãftigung mit Politik 
ohnehin mehr Frust als Lust ist. Ein flã
chended<endes E-Voting, das mittelfris
tig ohnehin eingeführt wird? Es hãtte 
nur dann einen Nutzen, wenn man da
von ausgeht, dass es der Akt der Stimm
abgabe per Brief oder an der Urne ist, 
der die Jugendlichen vom Stimmen ab
hãlt- und nicht das fehlende lnteresse. 

VIELVERSPRECHENDER scheint da schon 
eine verstãrkte politische Bildung, wie 
sie die Jungfreisinnigen in mehreren 
Kantonen fordern. <<Es braucht mehr 
Staatskunde an den Schulen, am besten 
als eigenes Schulfach», sagt Yatin Shah, 
Prãsident der Aargauer Jungfreisinni
gen. <<Wenn niemand den Jugendlichen 
die Grundzüge des politischen Systems 
erklãrt, zãhlt der Stimmzettel für viele 
zur Kategorie Werbung und Altpapier.>> 

Unterstützt wird die Forderung vom 
Prãsidenten d er Deutschschweizer Erzie-

hungsdirektorenkonferenz, Christian 
Amsler. Niemand werde als Demokrat 
geboren, sagt der Freisinnige. <<Auch die 
Schule muss iliTen Beitrag zur Verbesse
rung d er Situation leisten und Demokra
tie und Staatsverstãndnis unbedingt 
wieder mehr in den Unterricht einflies
sen lassen.» Welchen Stellenwert die 
Staatskunde im neuen Lehrplan 21 er
hãlt, wird nãchste Woche bekannt, 
wenn die Erziehungsdirektoren die 
überarbeitete Fassung vorstellen. 

Nõtig sei aber ein Engagement über 
die Schule hinaus, sagt Aline Trede, Na
tionalrãtin der Grünen - etwa mit neu
en Formen von Jungbürgerfeiern, in de
nen das Stimmen und Wãhlen praxis
nah erklãrt werde. Diese sollten ver
pflichtend sein: <<Man kõnnte den Be
such eines solchen Anlasses an den Er
halt des Lernfahrausweises knüpfen.» 

Es wird nicht der letzte Vorschlag 
sein. Die Bemühungen der Politik um 
die Jungen, das hat sich immer wieder 
gezeigt, sind so episodisch wie das politi
sche lnteresse der Jungen selbst. 

«Es fehlt an Vorbildem für Junge» 
Pierre Maudet, Prãsident der Eidgenossischen Jugendkommission, fordert Uni-Ausbildungfür Politnachwuchs 

Weshalb gingen am 9. Februar so 
wenige junge Schweizerinnen und 
Schweizer abstimmen? 
Pierre Maudet: Die tiefe Stimmbeteili
gung ist beunruhigend. Gerade, wenn 
man sieht, dass es bei der EWR-Abstim
mung 1992 noch ganz anders war. Es 
sind aber nicht nur die Jungen, die 
nicht stimmen gehen. Mich erstaunt 
auch, wie wenig die eingebürgerten 
Auslãnder von iliTen Bürgerrechten Ge
brauch machen. Das ist ein Problem, 
weil es ein wachsendes Desinteresse 
der Bevõll<erung an politischen Ent
scheiden zeigt, die sie betrifft. Dazu 
kommt der Frust, den viele gegenüber 
den politischen Eliten und den Behõr
den haben. Das kam am 9. Februar 
deutlich zum Ausdrud<. 

Man hõrt nun wieder, di e jungen 
Schweizer sei en unpolitisch. 
Die tiefe Stimmbeteiligung bedeutet 
nicht, dass die Jugendlichen apolitisch 
sind. Im Gegenteil: Die Jugend ist eine 
Zeit, in der die Ideen sprudeln und die 
Meinungen sich festigen. Aber viel-

leicht ist die heutige Generation prag
matischer, weniger ideologisch - und 
sicher au eh desillusioniert von d er Poli
tik. Sie glaubt den Versprechen der Poli
tiker nicht mehr. Wir müssen deshalb 
nun Wege finden, damit die Jungen 
iliTer Stimme trotzdem Gehõr verschaf
fen. Und zwar nicht nur im Nachhin
ein, so wie bei den Erasmus-Protesten 
nach dem 9. Februar. 

Was macht die Politik falsch? 
Es fehlt vielleicht an Vorbildern. Die Po
litik gibt zu sehr den Eindrud< ab, dass 
wichtige Ãmter und Funktionen sowie
so nur mit Leuten besetzt werden, die 
mindestens so- oder 6ü-jãhrig sind. Ich 
bin da eine grosse Ausnahme, zumin
dest was Exekutivãmter betrifft. Dabei 
ist unser politisches System eines der 
wenigen, in d em jeder auf die hõchs
ten Positionen aufsteigen kann. 
Vielleicht sdrred<t auch das Ver
hãltnis von Aufwand und Ertrag 
viele Junge davon ab, sich al<tiv zu 
engagieren. Die Verantwortung 
und der Zeitaufwand sind gross, 

Wir müssen m eh r Junge 
dazu bringen, ei ne politi

sche Karriere einzuschlagen.» 

Pierre 
Maudet 
(36). 

die Lõhne im Vergleich zum Privatsek
torgering. 

Wo sehen Sie Handlungsbedarf? 
Wir müssen mehr Junge dazu bringen, 
eine politische Karriere einzuschlagen. 
An den Universitãten sollte es spezielle 
Ausbildungsgãnge geben für Junge, die 
sich eine solche Karriere vorstellen kon
nen. Wir müssen es ja nicht gleich ma
chen wie die Franzosen mit iliTer Elite
hochschule ENA Aber di e Idee, den poli
tischen Nachwuchs gezielt an den Schu
len zu fôrdern, ist gu t. 

In Frankreich kennt man aber kein 
Milizsystem. 
Unser Milizsystem gerãt schon lange un
ter Drud<. I eh war selbst Milizoffizier, das 

Militar hat mir für meine politische 
Laufbahn viel gebracht. Aber die 
Realitãt ist, dass die Bedeutung 
des Militãrs abnimmt. Wenn wir 
das Milizsystem retten wollen, 
braucht es vermehrt Anstren
gungen in der politischen Aus
bildung. INTERVIEW: ALAN CASSIDY 

EDITORIAL.~ 

Andrea Masüger 

Es ist Zeit, den 
WegzuEnde 
zugehen 

'r 

SO, JETZTWISSEN WIR ES. Über 80 
Prozent der Ja-Stimmenden nah
men am 9. Februar bewusst in 
Kauf, dass die Schweiz künftig 
auf die bilateralen Vertrãge ver
zichten muss. Dies ergab die Aus
wertung der Vox-Analyse, die 
nachjeder Abstimmung erstellt 
wird. Und wir wissen noch 
etwas: Umweltschutzaspekte 
spielten bei der Abstimmung 
kaum eine Rolle, die SVP hãtte 
sich also gar nicht vorüber
gehend ihr grünes Mãntelchen 
anziehen müssen. 

DER ZWEITE SCHlUSS erstaunt 
wenig. Umweltprobleme stehen 
im Schweizer Sorgenbarometer 
weit hinten. Dies zeigt auch die 
Null-Reaktion auf den neuesten 
Klimabericht, der dramatischer 
nicht hãtte ausfallen kõnnen. Bis 
nicht ein paar Berggemeinden 
von Sommerrüfen zugeschüttet 
werden, ist der Klimaschutz in 
der Schweiz kein Thema. Er
staunlicher hingegen ist die erste 
Erkenntnis: Die Schweizer wol
len oder kõnnen die Bedeutung 
der Bilateralen nicht erkennen. 
Sie setzen sie aufs Spiel für eine 
starre Regelung der Zuwande
rung. Der 9. Februarwar also 
doch ein Tag der Abschottung 
und der unterschwelligen Frem
denfeindlichkeit. Das ganze wei
tere analytische Geschwurbel der 
letzten Wochen kann man ver
gessen. 

SOMIT KANN AUCH das Affenthea
ter um die Frage, wie di e offiziel
le Schweiz n un reagieren so li, 
beendet werden. Der Weg ist 
klar: Initiative konsequent um
setzen, Kontingente einführen, 
auf die Kündigung der Bilatera
len durch Brüssel warten, basta. 
Der Rest ergibt sich von selbst. 
Die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger sollen endlich die 
Konsequenzen ihres Handelns 
selber tragen. Bisher hat die Poli
tilc stets versucht, grõssere Schã
den aus Vollcsabstimmungen zu 
vermeiden, hat Komprom.issfor
meln kreiert und Auswege ge
sucht. Die Folgen wurden abge
mildert- und zum Dank wurde 
dann wieder über Diplomaten, 
Bundesrãte und die ganze Classe 
politique hergezogen, weil der 
Vollcswille nicht 1:1 umgesetzt 
werde. 

DIESER MASOCHISMUS der offiziel
len Schweiz muss aufhõren. Ab 
sofort gilt auch in staatspoliti
scher Sicht das Verursacherprin
zip. W er bestimmt, muss auch 
den Schaden tragen. Sonst ken
nen wir immer n ur die gleichen 
Sieger, o b etwas klappt oder o b es 
nicht klappt. Tschüss, Europa, 
daswars. 
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